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Allgemeine Anmerkungen

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks 

e. V. (ZDH), in dem die 53 Handwerkskammern 

und 48 Zentralfachverbände des Handwerks 

sowie wirtschaftliche und wissenschaftliche Ein-

richtungen des Handwerks in Deutschland zu-

sammengeschlossen sind, vertritt die Interessen 

von rund 1 Million Handwerksbetrieben in 

Deutschland mit über 5 Millionen Beschäftigten, 

mehr als 350.000 Auszubildenden und einem 

Jahresumsatz von mehr als 500 Mrd. Euro.  

Mit den nachfolgenden Anmerkungen nimmt der 

ZDH Stellung zum übermittelten Entwurf des 

Nationalen Reformprogramms.  

Zu dem Entwurf im Einzelnen 

Zu II. A.: Investitionsstrategie: 

Die bisherigen Steigerungen der Haushaltsmittel 

für öffentliche Investitionstätigkeiten auf Bundes-

ebene in dieser Legislaturperiode werden vom 

Handwerk ausdrücklich begrüßt: Damit wurde 

eine deutliche Trendwende im Infrastrukturbau 

erreicht. Um den in den letzten Jahren und Jahr-

zehnten angelaufenen Investitionsstau insbe-

sondere im Bereich der Verkehrswege abzubau-

en, ist es aber darüber hinaus notwendig, die 

öffentlichen Mittel weiter aufzustocken und auf 

hohem Niveau auch in den nächsten Jahren zur 

Verfügung zu stellen. Nur bei dauerhaft gesi-

cherter Finanzierung ist es möglich, die für die 

Wirtschaft unverzichtbare Infrastruktur wieder in 

einen angemessenen Zustand (auch angesichts 

des weiter wachsenden Verkehrsaufkommens) 

zu versetzen. 

Aus Sicht des Handwerks ist es genuine Aufga-

be des Staates, für die Bereitstellung der bauli-

chen Verkehrsinfrastruktur und die entsprechen-

den Haushaltsmittel – insbesondere auf Basis 

der erheblichen Steuerleistungen der Verkehrs-

teilnehmer – zu sorgen. Direkte oder indirekte 

Privatisierungen von öffentlichen Verkehrswegen 

werden vom Handwerk grundsätzlich abgelehnt.  

Neben der Verbesserung der Finanzierung der 

Verkehrsinfrastrukturen ist auch eine Reform des 

institutionellen Rahmens zur Planung, Umset-

zung und Wartung der Verkehrsanlagen not-

wendig, um die Effizienz der Mittelverwendung 

zu verbessern. 

Die geplante Einrichtung einer koordinierenden 

"Infrastrukturgesellschaft Verkehr" für Bau und 

Wartung der Fernstraßen in Verantwortung des 

Bundes wird vom ZDH begrüßt. Diese Reform 

kann zu steigender Bauherrenkompetenz und zu 

einer Verstetigung der Finanzierung beitragen. 

Das Handwerk begrüßt auch, dass im Grundge-

setz klargestellt werden soll, dass Bundesver-

kehrswege und Infrastrukturgesellschaft in Bun-

deseigentum verbleiben müssen. Im Rahmen 

der weiteren rechtlichen Ausgestaltung der Ge-

sellschaft ist darüber hinaus klarzustellen, dass 

auch keine indirekten oder de facto Privatisie-

rungen (z. B. über Teil-Netz-ÖPPs oder hinsicht-

lich regionaler Tochtergesellschaften) erfolgen 

können.  

ÖPP-Verfahren dürfen zur Finanzierung und 

Realisierungen von Vorhaben nur in Ausnahme-

fällen bei nachgewiesener besserer Wirtschaft-

lichkeit eingesetzt werden. Die bisherigen Erfah-

rungen zeigen, dass ÖPPs im Tiefbau zur Ver-

drängung des Mittelstandes und zu stärkerer 

Belastung der Steuerzahler führen.  

Zu begrüßen ist, dass die Bundesregierung im 

Reformprogramm dem Ausbau der Breitbandinf-

rastruktur breiten Raum einräumt. Dabei unter-

stützt das Handwerk die Aussage der Bundesre-
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gierung, dass die Förderungen für den Breit-

bandausbau explizit dem ländlichen Räumen 

zugute kommen sollen, wo ein rein marktge-

steuerter Ausbau nicht erfolgen kann. Die Anfor-

derungen an Breitbandinfrastrukturen sind prin-

zipiell in allen Regionen gleich. Jedes – auch nur 

zeitweise – Abhängen einzelner Regionen von 

modernen Kommunikationsmitteln hätte fatale 

Auswirkungen auf die dort ansässige mittelstän-

dische Wirtschaft, die sich zurzeit in intensiven 

Digitalisierungsprozessen befindet. 

Ebenfalls zu begrüßen ist, dass die Bundesre-

gierung klarstellt, dass zukünftig eine Breitband-

infrastruktur auf Glasfaserbasis notwendig ist, 

um den Übergang zur Gigabitgesellschaft zu 

gewährleisten. "50 Mbit/s" kann allenfalls ein 

Etappenziel sein. Die Förderungen und Regulie-

rungsmaßnahmen sind bereits jetzt auf Gigabit-

netze (und ergänzende mobile Hochgeschwin-

digkeitsnetze) auszurichten. Das Handwerk setzt 

sich dafür ein, dass die Voraussetzungen für den 

weiteren Glasfaserausbau umgehend geschaf-

fen werden und sichergestellt wird, dass zur 

Erreichung des 50 Mbit/s-Ziels keine teuren Zwi-

schenlösungen gewählt werden, die – technisch 

oder ökonomisch – den weiteren Umstieg auf 

Glasfaserinfrastrukturen behindern.  

Zu II. A.: Länder und Kommunen zu mehr 

Investitionen befähigen: 

Aus Sicht des Handwerks ist eine solide Finan-

zierung der Verkehrsinfrastrukturen der Kommu-

nen von entscheidender Bedeutung. Die Verein-

barungen von Bund und Ländern zur Verbesse-

rung der finanziellen Ausstattung der Länder und 

Kommunen sind deshalb zu begrüßen. Dabei 

sollte jedoch noch ergänzend und dauerhaft 

sichergestellt werden, dass auch zukünftig die 

Kommunen von direkten Zuweisungen der Län-

der für ihre Verkehrsinfrastrukturen profitieren 

können, wenn bisherige zweckgebundene Bun-

desprogramme (z. B. Teile des Gemeindever-

kehrsfinanzierungsgesetzes) entfallen. 

Auch angesichts der weiterhin nicht gelösten 

Problematik der Nichteinhaltung von Luftschad-

stoffgrenzwerten, sollte eine gezielte Unterstüt-

zung der betroffenen Kommunen beim Ausbau 

ihrer ÖPNV-Angebote durch Bund und Länder 

erfolgen. 

Im Rahmen des neuen Beratungsangebotes für 

Kommunen zur Unterstützung bei der Umset-

zung von Investitionsvorhaben muss – entspre-

chend der Ankündigung im Reformprogramm – 

eindeutig klargestellt werden, dass die  „Partner-

schaft Deutschland – Berater der öffentlichen 

Hand GmbH“ völlig neutral berät und keinesfalls 

bedingt durch ihre institutionelle Herkunft aus der 

"ÖPP Deutschland AG" heraus, ÖPP-Projekte 

präferiert. 

Auch die Aufstockung der Mittel des Bundes an 

die Länder für den Wohnungsbau für den Zeit-

raum bis 2020 wird ausdrücklich von Seiten des 

Handwerks begrüßt. Zu ergänzen sind jedoch 

Festlegungen zur (in der Vergangenheit nicht 

immer gesicherten) zweckgemäßen Verwen-

dung der Mittel.  

Zu II. B.: Durch ein effizientes Steuersystem 

private Investitionen stärken: 

Im Jahre 2018 jährt sich die letzte große Unter-

nehmenssteuerreform zum zehnten Mal. Dies 

sollte Anlass sein, die Unternehmensbesteue-

rung in Deutschland zu evaluieren. Zur Belebung 

von Investitionen ist eine Stärkung der Innenfi-

nanzierung der Unternehmen notwendig. Hierzu 

muss es zu einer Fortentwicklung der Thesaurie-

rungsrücklage gem. § 34a Einkommensteuerge-

setz kommen, so dass nicht ausgeschüttete 

Gewinne bei Personengesellschaften und Ein-

zelunternehmen umfänglicher als bisher wäh-

rend der Thesaurierung entlastet werden. 
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Die typisierten Zinssätze (insbesondere § 233a 

AO) im Steuerrecht sind an die Marktgegeben-

heiten anzupassen.  

Keinesfalls darf es zu Ausweitungen der Sub-

stanzbesteuerung kommen. Daher ist die Einfüh-

rung einer Vermögensteuer strikt abzulehnen. 

Die erfolgte Reform der Erbschaftsteuer zur 

Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas-

sungsgerichtsurteils ist sachgerecht. Keinesfalls 

darf es durch die Einführung eines sog. Flat-Tax-

Modells zu deutlichen Mehrbelastungen gerade 

bei kleineren Betriebsübergaben kommen. 

Die anstehende notwendige Reform der Grund-

steuer darf nicht dazu führen, dass insbesondere 

gewerblich genutzte Grundstücke einer Mehrbe-

lastung ausgesetzt werden. Die notwendige 

Typisierung bei der Bemessungsgrundlage darf 

nicht zu strukturellen Überbewertungen führen. 

Eine Bewertung zu Verkehrswerten ist strikt 

abzulehnen, da deren Ermittlung zu immensen 

bürokratischen Belastungen sowohl bei Steuer-

pflichtigen als auch der Verwaltung führen wür-

de.  

Gerade die gewerbesteuerlichen Hinzurechnun-

gen müssen reduziert werden und die ausufern-

de Rechtsprechung insbesondere bei Miet- und 

Pachtzahlungen gesetzlich korrigiert werden. Die 

Belastung der Betriebe durch ständig steigende 

Hebesätze erreicht die Grenze des Zumutbaren. 

Zu II. B.: Bürokratie abbauen, Vergaberecht 

umfassend modernisieren: 

Das Handwerk begrüßt die Anstrengungen der 

Bundesregierung zur Reform des Vergaberechts 

auch im Bereich der nicht europarechtlich gere-

gelten kleineren Vergaben. Die neue Unter-

schwellenvergabeordnung sollte jedoch dauer-

haft auf den Bereich der Lieferungen und Dienst-

leistungen beschränkt bleiben. Im Baubereich 

bestehen andere Rahmenbedingungen, die wei-

terhin eine separate Regelung in einer Vergabe- 

und Vertragsordnung (VOB/A) rechtfertigen. Der 

bestehende Vergabe- und Vertragsausschuss 

DVA leistet in Gemeinschaftsarbeit der Auftrag-

nehmer und Auftraggeber zudem eine sehr er-

folgreiche, fachkundige und flexible Regelungs-

tätigkeit und setzt die sinnvollen Neuregelungen 

aus dem Oberschwellenbereich auch für kleinere 

Bauvorhaben um. 

Die aktuellen Reformmaßnahmen sollten flan-

kiert werden, durch die Einführung eines 

Rechtsschutzsystems auch im Unterschwellen-

bereich. Ein Rechtsschutzsystem hat sich im 

Oberschwellenbereich seit vielen Jahren erfolg-

reich etabliert und erheblich zur Rechtssicherheit 

von Bietern und Auftraggebern beigetragen. 

 Zu II. B.: Wettbewerb weiter stärken: 

Bei der Gestaltung von Kollektivverträgen zwi-

schen Krankenkassenverbänden und den Ver-

bänden der Gesundheitshandwerke bedarf es 

einer wettbewerbsrechtlichen Klarstellung: Diese 

den Verbänden der Gesundheitshandwerke 

gesetzlich zugewiesene Aufgabe steht unter 

dem Generalverdacht, von kartellrechtlicher 

Relevanz zu sein. Hier bedarf es einer gesetzli-

chen Richtigstellung, zumal auch die Kranken-

kassen diesbezüglich von kartellrechtlichen Vor-

gaben befreit sind. 

Zu II. C.: Anreize für einen späteren Renten-

eintritt setzen: 

Die genannten Maßnahmen zur Förderung eines 

späteren Renteneintritts werden durch den ZDH 

begrüßt. 

Zu II. C.: Arbeitsanreiz für Zweitverdiener 

stärken: 

Ein ausreichendes Angebot an öffentlicher Kin-

derbetreuung ist eine wichtige Voraussetzung für 
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eine steigende Frauenerwerbstätigkeit. Der ZDH 

hat begrüßt, dass seit August 2013 Eltern An-

spruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab 

einem Jahr haben. Allerdings fehlen noch immer 

rund 228.000 Plätze für unter Dreijährige. Diese 

Lücke muss geschlossen werden. 

Zu II. C.: Steuer- und Abgabenlast insbeson-

dere für Geringverdiener senken: 

Eine steuerliche Entlastung kleinerer und mittle-

rer Einkommen in der Einkommensteuer ist so-

wohl für Arbeitnehmer als auch Gewerbetrei-

bende von herausragender Bedeutung. Neben 

der verfassungsrechtlich notwendigen regelmä-

ßigen Anpassung des steuerlichen Existenzmi-

nimums müssen die weiteren Tarifeckwerte 

ebenfalls regelmäßig angepasst werden und der 

sog. Mittelstandsbauch sollte deutlich abgeflacht 

werden. Gleichzeitig ist die obere Proportional-

zone, die derzeit bei rd. 53.000 Euro beginnt, 

deutlich nach rechts zu verschieben, da bereits 

Facharbeiter den Spitzensteuersatz erreichen. 

Neben dieser tariflichen Anpassung sollten aber 

auch sonstige Freigrenzen und Freibeträge, die 

GWG-Grenze sowie sonstige Pauschalen re-

gelmäßig an die Kaufkraftentwicklung angepasst 

werden. 

Die (stufenweise) Abschaffung des Solidaritäts-

zuschlages muss weiterhin prioritär auf der Ta-

gesordnung bleiben.  

Im Nationalen Reformplan wird festgestellt, dass 

der Sozialversicherungsbeitrag in den vergan-

genen Jahren weitgehend stabil geblieben sei, 

aufgrund des demografischen Wandels und des 

medizinisch-technischen Fortschritts künftig 

allerdings höhere Beitragssätze zu erwarten 

seien. Diese Ankündigung ist nicht akzeptabel. 

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag darf nach 

Ansicht des ZDH 40 Prozent nicht übersteigen, 

damit Arbeitgeber wie Arbeitnehmer im perso-

nalintensiven Handwerk nicht noch weiter belas-

tet werden. In den einzelnen Sozialversiche-

rungszweigen darf es daher nicht zu beitrags-

satzsteigernden Leistungsausweitungen kom-

men. Der ZDH fordert in den Sozialversicherun-

gen eine vollständige Finanzierung von gesamt-

gesellschaftlichen Aufgaben aus Steuermitteln 

sowie auf der Ausgabenseite eine Hebung von 

Effizienzreserven und eine regelmäßige Über-

prüfung des Leistungskataloges.  

Zu II. C.: Atypische Beschäftigung reduzieren 

– Übergang aus Minijobs in reguläre Be-

schäftigungsverhältnisse erleichtern: 

Die Ausführungen zeichnen ein verzerrtes Bild 

der Wirklichkeit am deutschen Arbeitsmarkt und 

sind zudem in sich widersprüchlich zu späteren 

Ausführungen zur Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für Erwerbsbeteiligung.  

Die Darstellungen in dem Kapitel zur "Atypi-

schen Beschäftigung" lassen sich mit dem Aus-

spruch charakterisieren „es kann nicht sein, was 

nicht sein darf“. Statt die nachgewiesenermaßen 

beschäftigungsschaffende Wirkung der „atypi-

schen“ Beschäftigungsverhältnisse zu begrüßen, 

wird mit geradezu absurden Jahreszahlverglei-

chen ein negatives eingefärbtes Zerrbild ge-

zeichnet. So ist es geradezu abwegig und irre-

führend, den jetzigen Anteil atypischer Beschäf-

tigungsformen mit dem Anteil von 1991 zu ver-

gleichen. Soll damit etwa zum Ausdruck ge-

bracht werden, dass die Bundesregierung eine 

Rückkehr zu den Arbeitsmarktstrukturen von vor 

25 Jahren anstrebt bzw. dies für wünschenswert 

erachtet? Derartige rückwärtsgewandte Verglei-

che sind ein Beleg für eine voreingenommene 

Betrachtungsweise der Entwicklungen am Ar-

beitsmarkt statt die äußerst erfolgreiche Anpas-

sung des deutschen Arbeitsmarktes an dem seit 

den 1990er Jahren stattgefundenen tiefgreifen-

den Strukturwandel der deutschen Wirtschaft 

und des Arbeitsmarktes zu würdigen. So sind es 

vor allem die flexiblen Beschäftigungsformen, die 
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maßgeblich zum Abbau der Rekordarbeitslosig-

keit 2005 von über 5 Mio. Arbeitslosen beigetra-

gen, in der Folge Millionen Menschen eine Be-

schäftigungsperspektive und damit verbunden 

eine tatsächliche soziale Teilhabe ermöglicht 

haben.  

Diese verzerrende Darstellungsweise der Ar-

beitsmarktentwicklung wird zudem entlarvt durch 

den Vergleich der Darstellungen zur Entwicklung 

der Teilzeitarbeit auf Seite 49, Randziffer 88. Der 

vermeintlich schockierende Befund auf Seite 39, 

wonach „die mit Abstand größte Zahl atypischer 

Beschäftigungsverhältnisse auf den Bereich der 

Teilzeitarbeit entfällt“ wird konterkariert durch die 

in jeder Hinsicht zutreffende Beschreibung von 

Teilzeitbeschäftigung unter Randziffer 88, wo 

ausgeführt wird, dass diese „wesentlich zur sozi-

alen Teilhabe beitrage, da sie mehr Flexibilität 

für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen biete 

und damit ein wichtiger Baustein der modernen 

Arbeitsorganisation sein“. Dieser Bewertung ist 

in jeder Hinsicht zuzustimmen. Der dann folgen-

den Argumentation, wonach es der Einführung 

eines Rechtsanspruches auf befristete Teilzeit 

bedürfe, um Übergänge zwischen Teilzeit- und 

Vollzeitphasen zu erleichtern, widerspricht der 

ZDH allerdings vehement. Die Einführung eines 

solchen zusätzlichen Rechtsanspruches ist an-

gesichts der ohnehin bestehenden umfassenden 

Gestaltungsmöglichkeiten bei Teilzeit nicht er-

forderlich und würde zudem – gerade in Zeiten 

des Fachkräftemangels – die Personalplanung 

und die Ersetzung frei werdender Arbeitszeitvo-

lumina mit Ersatzkräften für viele Handwerksbe-

triebe faktisch unmöglich machen. 

Zu III. A.: Rahmenbedingungen für Erwerbs-

beteiligung verbessern: 

Nach Einschätzung des ZDH ist die Feststellung 

im Nationalen Reformprogramm zutreffend, dass 

die Einführung des Elterngeldes sowie des El-

terngeldPlus und der Ausbau der Kindertagesbe-

treuung in den vergangenen Jahren erheblich 

zur Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit beige-

tragen haben. Zu begrüßen ist die angekündigte 

Aufstockung der Mittel des Bundes für die Kin-

derbetreuungsfinanzierung 2017 bis 2020 mit 

dem Vierten Investitionsprogramm um rund 1,1 

Mrd. Euro. Dieses Programm ist dringend not-

wendig, da in Deutschland derzeit fast 230.000 

Betreuungsplätze für unter Dreijährige fehlen. 

Damit sind gut 10 Prozent der Kinder in dieser 

Altersgruppe unterversorgt. Es ist nicht nur Auf-

gabe der öffentlichen Hand, den steigenden 

Bedarf an Betreuungsplätzen zu decken. Auch 

die Betreuungsqualität muss mit den geplanten 

Mitteln verbessert werden. Laut einer Studie der 

Bertelsmann Stiftung kommen vor allem in den 

östlichen Bundesländern in Krippengruppen im 

Schnitt 6,4 Kinder auf eine Betreuungsperson. 

Sinnvoll aus pädagogischer Sicht wären drei 

Kinder.  

Zu III. A.: Fachkräftepotential stärken: Bil-

dung und Ausbildung sowie qualifizierte Zu-

wanderung: 

Die Ausführungen in diesem Kapitel, den Zuzug 

ausländischer Fachkräfte zu erleichtern, werden 

begrüßt. Die aus humanitären Gründen gebote-

ne Aufnahme von Flüchtlingen darf nicht über 

die Notwendigkeit einer arbeitsmarktorientierten 

Zuwanderung von qualifizierten ausländischen 

Fachkräften aus Drittstaaten hinwegtäuschen. 

Im Gegenteil muss parallel dazu die Bundesre-

gierung ihre Anstrengungen verstärken, im welt-

weiten „Wettbewerb um die besten Köpfe“ 

Deutschland als attraktives Einwanderungsland 

zu positionieren. Hierzu gehört nach Auffassung 

des ZDH die Erarbeitung eines neuen und 

transparenten Einwanderungsgesetzes, das 

insbesondere die Zuwanderung von beruflich 

qualifizierten ausländischen Fachkräften weiter 

erleichtern muss. 
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Zu III. B.: Chancen des digitalen Wandels 

nutzen: 

Die Digitalisierung ist eine der zentralen Gestal-

tungsaufgaben der heutigen Zeit. Mit  der Digita-

len Agenda hat die Bundesregierung einen um-

fassenden und dialogbasierten Rahmen ge-

schaffen, um die Potenziale der Digitalisierung in 

Deutschland besser zu nutzen. Sie hat darin ihre 

Leitlinien für die Digitalisierungspolitik formuliert 

und Maßnahmen in zentralen Handlungsfeldern 

gebündelt. 

Um die wirtschaftlichen Perspektiven weiter zu 

verbessern und eine möglichst breite gesell-

schaftliche Teilhabe an der Digitalisierung zu 

ermöglichen, begleitet die Bundesregierung den 

Ausbau der digitalen Infrastruktur durch eine 

Anpassung des gesetzlichen Rahmens und – wo 

nötig – durch gezielte finanzielle Unterstützung 

(vgl. Kapitel IIA, Tz 34, [„Neben der Verkehrsinf-

rastruktur ist die digitale Infrastruktur..“]). Die 

Änderung des Telemediengesetzes zur Haftung 

von W-LAN-Betreibern erhöht zudem die Ver-

fügbarkeit öffentlicher W-LAN-Hotspots in deut-

schen Städten. Zugleich ist es mit der EU-

Datenschutz-Grundverordnung gelungen, die 

Nutzerrechte bei digitalen Diensten zu stärken 

und gleichzeitig einen hinreichend offenen 

Rechtsrahmen für innovative digitale Ge-

schäftsmodelle zu schaffen. Mit dem Entwurf der 

Neunten Novelle des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen unternimmt die Bundes-

regierung einen wichtigen Schritt zur Anpassung 

des Rechtsrahmens an die Erfordernisse der 

digitalen Ökonomie (vgl. Kapitel II.B, Tz 63, 

[„Funktionierender Wettbewerb ist der Haupttrei-

ber für Innovation..“]). 

Die Digitalisierung der Industrie (Industrie 4.0) 

bietet immense Chancen für den Innovations- 

und Wirtschaftsstandort Deutschland. Mit der 

Plattform Industrie 4.0 fördert die Bundesregie-

rung den branchenübergreifenden Dialog zwi-

schen und mit den relevanten Akteuren der Wirt-

schaft, der Wissenschaft und der Sozialpartner, 

um Wertschöpfungspotenziale neuer technischer 

Entwicklungen, Herausforderungen und politi-

schen Handlungsbedarf zu identifizieren. 

Damit kleine und mittlere Unternehmen die Po-

tenziale der Digitalisierung in allen Stufen der 

Wertschöpfung erkennen und ausschöpfen kön-

nen, hat die Bundesregierung bis Ende 2016 

bundesweit zehn Mittelstand 4.0-

Kompetenzzentren und ein Kompetenzzentrum 

Digitales Handwerk eingerichtet. Die Kompe-

tenzzentren sensibilisieren, informieren und qua-

lifizieren Unternehmen und bieten ihnen praxis-

nah konkrete Anschauungs- und Erprobungs-

möglichkeiten. Das Netzwerk wird im Laufe des 

Jahres 2017 mit weiteren Zentren regional aus-

gewogen verstärkt und um neue thematische 

Schwerpunkte erweitert (vgl. Tabelle II lfd. Nr. 33 

[Mittelstand-Digital]). Zudem wird das KMU-

Pilotprojekt „go digital“ als reguläres Förderpro-

gramm auf ganz Deutschland ausgeweitet (vgl. 

Tabelle II lfd. Nr. 34 [„go-digital“]). 

Mit der Initiative „intelligente Vernetzung“ zielt die 

Bundesregierung zudem darauf ab, branchen-

übergreifende Potenziale der Digitalisierung 

auch in den Sektoren Bildung, Energie, Gesund-

heit, Verkehr und Verwaltung stärker zur Entfal-

tung zu bringen. Zur Stärkung von Innovationen 

im Bereich der digitalen Wirtschaft soll auch die 

geplante Änderung des E-Government-Gesetzes 

zur Förderung von Open Data beitragen (vgl. 

Tabelle II lfd. Nr. 35 [Erstes Gesetz zur Ände-

rung des E-Government-Gesetzes]). Durch die 

geplante Gesetzesänderung will die Bundesre-

gierung erstmals den Grundsatz der Offenheit 

von Verwaltungsdaten für die Weiterverwendung 

durch Dritte gesetzlich verankern. 

Auch hinsichtlich der Aussagen zur Digitalisie-

rung erschöpft sich das NRP in einer Auflistung 

von bereits in die Wege geleiteter oder zeitnah 
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geplanter Aktivitäten im Sinne einer Erfolgsbilanz 

der Regierungsarbeit. Perspektivisch weitere 

Handlungserfordernisse und diesbezügliche 

Optionen sind nicht Gegenstand dieses Bericht-

formats. 

Die in die Wege geleiteten Aktivitäten und ein-

schlägigen Gesetzesinitiativen finden die Zu-

stimmung des ZDH, namentlich und insbesonde-

re die seitens des BMWi geförderte Einrichtung 

eines Kompetenzzentrums Digitales Handwerk. 

Zu den grundsätzlichen Forderungen und Ein-

schätzungen der Handwerksorganisation zu den 

politischen Gestaltungsanforderungen an den 

digitalen Wandel wird verwiesen auf die im Juni 

vergangenen Jahres vorgelegte "Digitale Agen-

da des Handwerks" sowie die Antworten und 

Hinweise des ZDH zu den Fragen des BMWi-

Grünbuchs zu digitalen Plattformen. 

Zu III. C.: Klimaschutzziele erreichen: 

Zur Erreichung der ambitionierten Klimaziele ist 

insbesondere eine Reduzierung des Energiever-

brauchs in Gebäuden notwendig. Eine steuerli-

che Förderung von energetischen Sanierungs-

maßnahmen an (privat genutzten) Gebäuden 

sollte eingeführt werden. 

Zu III. C.: Erneuerbare Energien: Wettbewerb 

stärken, Gesamtsystem verbessern: 

Generell sollten alle Förderprogramme auch 

kleinen Betrieben zugänglich sein. Dafür müssen 

die vorgesehenen Schwellenwerte auch den 

Besonderheiten kleiner und Kleinstunternehmen 

gerecht werden. Dies gilt gerade auch für För-

derprogramme zur Steigerung der innerbetriebli-

chen Energieeffizienz, wie beispielsweise der 

sogenannten Energieberatung im Mittelstand, 

oder auch die Förderung hocheffizienter Quer-

schnittstechnologien. 

Des Weiteren sollten die Förderprogramme zur 

Verbesserung der Gebäudeenergieeffizienz 

unter anderem dadurch optimiert werden, dass 

die Sanierungen in Etappen verteilt über mehre-

re Jahre ausgeführt werden können. Dem steht 

entgegen, dass zwischen Antrag und Fertigstel-

lung max. drei Jahre vergehen dürfen. Es müs-

sen Sanierungskonzepte ermöglicht werden, die 

Einzelmaßnahmen umfassen und stufenweise 

umgesetzt werden können. Dazu muss die Dau-

er zwischen der Antragstellung und der Fertig-

stellung auf 10 Jahre verlängert werden.  

Wenn am Ende des Sanierungskonzeptes ein 

Effizienzhausstandard erreicht wird, sollte der 

Eigentümer zusätzlich zur schon gewährten 

Einzelmaßnahmenförderung die Differenz zur 

Effizienzhausförderung als Bonus erhalten. Dies 

gibt Sanierungswilligen Anreize, möglichst ener-

gieeffizient zu sanieren. Zudem lässt sich eine 

solche Ausgestaltung der Förderung mit einem 

perspektivisch einzuführenden gebäudeindividu-

ellen Sanierungsfahrplan gut verbinden.  

Die permanenten Änderungen der Anforderun-

gen und der Anträge stellen ein zentrales Hin-

dernis bei den KfW-Programmen dar. Die For-

mulare selbst, wie auch die Programme, sollten 

nach den erforderlichen Modifizierungen per-

spektivisch unverändert bleiben. 

Auch die Verwendungsnachweise im Sanie-

rungsbereich befördern unnötig Bürokratie. Teil-

weise müssen mehr als 10 Seiten lange Formu-

lare ausgefüllt und die Angaben mit detaillierten 

Rechnungen belegt werden. Das ist unverhält-

nismäßig, zumal die Rechnungen bereits Teil 

der Anträge selbst sind. Antrags- und Nachweis-

verfahren sind insgesamt deutlich zu entschla-

cken. 

Kleinanlagen bis 750 kW Leistung müssen wei-

terhin von den Ausschreibungen im Bereich der 

erneuerbaren Energien ausgenommen sein. Die 

https://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/wirtschaft/Digitalisierung/Digitale_Agenda_des_Handwerks-juni-2016.pdf
https://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/wirtschaft/Digitalisierung/Digitale_Agenda_des_Handwerks-juni-2016.pdf
https://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/wirtschaft/handwerk_digital/ZDH-Antworten_zu_Gruenbuch_Plattformoekonomie.pdf
https://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/wirtschaft/handwerk_digital/ZDH-Antworten_zu_Gruenbuch_Plattformoekonomie.pdf
https://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/wirtschaft/handwerk_digital/ZDH-Antworten_zu_Gruenbuch_Plattformoekonomie.pdf
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Ausschreibungen sind zudem generell derart zu 

gestalten, dass sich gerade auch kleinere Akteu-

re daran beteiligen können – denn nur hierdurch 

bleibt die entstehende Wertschöpfung in der 

jeweiligen Region. 

Sofern politische Entscheidungen den Netzaus-

bau erkennbar verteuern – wie im Fall der Erd-

verkabelung – müssen diese Mehrkosten budge-

tär gedeckt werden. Eine Verteuerung der 

Strompreise ist zu verhindern. Da Anfangsinves-

titionskosten in die erforderlichen Netze über 

Jahre hinweg als Systemkosten mitbedacht wer-

den müssen, sollte auch beim Netzausbau die 

Erdverkabelung nur dort erfolgen, wo sie zwin-

gend notwendig ist. Im Zweifel sollten hierbei 

auch ordnungsrechtliche Schritte unternommen 

und Entschädigungen für entwertete Grundstü-

cke gezahlt werden, anstatt die Kosten für die 

Akzeptanz des Netzausbaus zu sozialisieren. 

Die Erdverkabelung muss die Ausnahme von 

der Regel bleiben.  

Besonderes Augenmerk beim Netzausbau muss 

zudem auf die Rückführung des bisher vielfach 

erforderlichen Redispatch gelegt werden. Des 

Weiteren müssen nicht nur die Übertragungs-, 

sondern auch die Verteilnetze, sowie die An-

schlüsse zu den Endverbrauchern smart ausge-

baut werden. Nur hierdurch kann die erforderli-

che Flexibilität des Gesamtsystems erzielt wer-

den. 

Der zügige Ausbau des EU-Energiebinnen-

marktes reduziert die kostenintensive Notwen-

digkeit Kapazitätsreserven vorzuhalten. Gegen-

wärtig wird die Sicherheit der deutschen Strom-

versorgung vor allem über das deutsche Strom-

versorgungssystem selbst gewährleistet. Grund-

sätzlich sollte dieses auch in einem vollständigen 

europäisierten Energieversorgungssystem derart 

gestaltet sein, dass keine systemrelevanten 

Abhängigkeiten zu anderen Mitgliedstaaten der 

europäischen Union oder zu sonstigen Drittstaa-

ten bestehen (was im Hinblick auf den Gasbe-

reich und Russland jedoch kein Argument zum 

raschen "Gasausstieg" sein darf). Die Versor-

gungssicherheit kann jedoch, und darauf sollte 

hingewirkt werden, durch einen europäischen 

Strombinnenmarkt weiter gesteigert werden: Je 

größer der Markt ist, umso geringer wird – hin-

reichende Infrastruktur vorausgesetzt – seine 

Gesamtvolatilität. Hierzu sind die erforderlichen 

technischen Voraussetzungen, bspw. die Strom-

netze selbst, entsprechend auszugestalten. Da-

bei bedarf es einer grenzüberschreitenden ener-

giepolitischen Koordination der jeweiligen natio-

nalen Netzneu- und Reinvestitionen. 

Zu III. C.: Effizienz stärken, Energieverbrauch 

reduzieren: 

Alle qualifizierten Gebäudeenergieberater müs-

sen individuelle Sanierungsfahrpläne erstellen 

dürfen. Ebenso müssen Handwerker die mit der 

Beratung in Verbindung stehenden Energieeffi-

zienzmaßnahmen planen und umsetzen dürfen. 

Darüber hinaus besteht jedoch kein Bedarf für 

ein eigenständiges Berufsbild "Energieberater". 

Das Qualifikationsprofil, das sich Handwerker 

zunächst im Zuge ihrer breiten Berufsausbildung 

zum Gesellen, dann in ihrer Meisterausbildung 

und im Anschluss daran mit einer Zusatzqualifi-

kation zum Geprüften Gebäudeenergieberater 

aneignen, kann nicht in einer eigenständigen 

dreijährigen Berufsausbildung zum Energiebera-

ter vermittelt werden. Nicht zuletzt aus ihrer be-

ruflichen Tätigkeit gewinnen die Gebäudeener-

gieberater im Handwerk ihre spezifische Kompe-

tenz und Qualifikation für die Beratungstätigkeit. 

Zu III. D.: Bildungsniveau verbessern: 

Äußerst kritisch ist das bildungspolitische Ziel 

der Steigerung der Studienanfängerquote zu 

betrachten. Dieses führt in direkter Folge zum 

Mangel an potenziellen Bewerbern für die Aus-
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bildungsstellen in der beruflichen Bildung. In 

indirekter Folge führt dies zu einer Missmatch-

Situation am Arbeitsmarkt, wenn die künftigen 

Qualifizierungsbedarfe der Betriebe berücksich-

tigt werden.  

Als ebenso kritisch ist die prioritäre Förderung 

der Hochschulbildung anzusehen. Die berufliche 

und die akademische Bildung unterscheiden sich 

im Hinblick auf ihre Strukturen, Funktionen oder 

auch in ihren bildungs-, arbeitsmarkt- und wirt-

schaftspolitischen Zielen. Es handelt sich aller-

dings um zwei gleichwertige Bildungsbereiche, 

die vor dem Hintergrund der aktuellen gesell-

schaftlichen Herausforderungen auch einer 

gleichwertigen bildungs- und förderpolitischen 

Strategie unterliegen sollten. 

Zu III. E.: Soziale Teilhabe im Alter stärken: 

Richtig sind die Aussagen, dass sich die materi-

elle Versorgung der heute über 65-Jährigen 

insgesamt als sehr günstig darstellt und es we-

der zu einer Überlastung der Beitragszahler 

noch zu einer inakzeptablen Absenkung des 

Rentenniveaus kommen darf. 

Auch die Aussage, dass es zur Ermöglichung 

einer angemessenen Altersversorgung einer 

Stärkung der zweiten und dritten Säule der Al-

terssicherung bedarf, findet die ausdrückliche 

Unterstützung des ZDH. 

Zu III. E.: Knappheit auf Wohnungsmärkten 

entgegenwirken: 

Die Schaffung privaten Wohneigentums muss 

breiteren Schichten ermöglicht werden. Dies 

entlastet die Mietmärkte. Daher sollte eine steu-

erliche Förderung privater Wohneigentumsbil-

dung geprüft werden.  

Die Knappheit auf den Wohnungsmärkten ist vor 

allem durch verstärkte Neubautätigkeit in Bal-

lungsräumen zu beseitigen. Es sollte daher ge-

prüft werden, ob die steuerlichen Abschreibungs-

regeln für Immobilien verkürzt werden können. 

Die typisierte Nutzungsdauer von Wohngebäu-

den nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 a) Einkommensteuer-

gesetz von 50 Jahren ist nicht mehr zeitgemäß, 

da neue Gebäude durch verstärkten Einsatz 

neuer Technologien häufig eine kürzere Nut-

zungsdauer aufweisen. Dies würde auch Anreize 

für mehr Neubau setzen.  

 

 


